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nen und Experten der deutschen und internationalen Sicherheitspolitik. Es wird ausschließlich die Position des 
jeweiligen Autors/der Autorin vertreten, die nicht zwangsläufig der Position der GSP entsprechen muss. 

Die Gaspipeline Nord Stream 2 ist seit langem ein umstrittenes 
Projekt und die Fertigstellung des rund zehn Milliarden schweren 
Bauvorhabens erscheint immer zweifelhafter. Auch angesichts der 
Vergiftung des russischen Regimekritikers Nawalny seien Sanktionen 
unumgänglich. Nur mit einer Politik der Stärke könnten die 
westlichen Staaten einen skrupellosen Machtmenschen wie 
Russlands Präsidenten Wladimir Putin beeindrucken. Doch sind die 
vorgebrachten Argumente der Sanktionsbefürworter dies- und 
jenseits des Atlantiks zielführend? Zeit, sich mit Fragen der 
Sanktionslogik näher zu befassen. 

Dr. Norbert Eitelhuber ist Generalstabsoffizier und promovierter Poli-
tikwissenschaftler, er war u. a. an der Führungsakademie der Bundes-
wehr, im Bundesministerium der Verteidigung, in der Stiftung Wissen-
schaft und Politik und als Luftwaffenattaché an der deutschen Bot-
schaft in Moskau tätig. Derzeit ist er Seminarleiter des Führungskräfte-
seminars an der Bundesakademie für Sicherheitspolitik in Berlin. Er ver-
tritt hier seine persönliche Auffassung. 

 

 

Nord Stream 2 im  
Zangengriff der  
Sanktionsbefürworter 

Labore in Frankreich und Schweden haben den 

deutschen Befund bestätigt – Alexej Nawalny 

wurde mit einem Nervenkampfstoff aus der 

Nowitschok-Gruppe vergiftet. Viele Beobach-

ter machen die russische Regierung dafür ver-

antwortlich. In diesem Zusammenhang fordern 

insbesondere die bisherigen Gegner der Pipe-

line Nord Stream 2 abermals den Stopp der 

Bauarbeiten. Zudem droht dem fast fertigge-

stellten Pipelineprojekt Nord Stream 2 noch 

von einer zweiten Seite Ungemach. Die USA ha-

ben Gesetze verabschiedet, die allen am Bau 

der Pipeline direkt oder indirekt beteiligten 

Unternehmen im Falle des Weiterbaus Sankti-

onen androhen. Aus amerikanischer Sicht geht 

es um die Verhinderung einer europäischen 

Abhängigkeit von russischer Energie. Das Pro-

jekt sei ein Instrument Moskaus, seinen Ein-

fluss in Europa auszuweiten. Auch solle die – so 

wörtlich – „Bestie“ nicht gefüttert werden. 

Sprich, Russland soll nicht noch mehr Devisen 

aus dem Verkauf von Rohstoffen erzielen und 

damit letztlich seinen großen Militärapparat fi-

nanzieren. 

Sanktionen in der internationalen 
Politik 

Sanktionen sind kein Selbstzweck. Klug einge-

setzt sollten sie zuvor definierten Zielen die-

nen. Ziele können dabei sein: 

(Foto: Dr. Norbert Eitelhuber) 
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• Die Missbilligung des Verhaltens des zu 

Sanktionierenden. Die damit verbundene 

Signalwirkung kann sich an verschiedene 

Adressaten richten – den zu Sanktionieren-

den, dritte Akteure und natürlich auch 

nach innen an die eigene Bevölkerung. Ge-

rade in Demokratien, in denen außenpoliti-

sches Handeln ständig gegenüber der eige-

nen Bevölkerung legitimiert werden muss, 

ist diese Innenwirkung nicht zu unterschät-

zen. 

•  Die Abschreckung des zu Sanktionieren-

den – aber auch von Dritten – vor künftigen 

Aggressionen. 

• Die Beeinflussung des Kosten-Nutzen-Kal-

küls, um Verhaltensänderung zu bewirken. 

Wenn Sanktionen nicht die gewünschte Wir-

kung zeigen, wird oftmals deren Verschärfung 

gefordert. Wie könnten schärfere Sanktionen 

dann aber gestaltet werden? 

• Option 1: Sanktionen treffen zielgerichtet 

die Eliten sehr hart, damit diese sich von 

Putin abwenden. Dies wirft jedoch die Fra-

gen auf, wer der Zarenmörder sein möchte 

und wer Putin dann folgen würde. Derzeit 

zeichnet sich niemand in der Opposition 

ab, der diese Rolle übernehmen könnte – 

auch nicht Alexej Nawalny. Viel wahr-

scheinlicher wird es jemand sein, der Zu-

gang zum Machtapparat besitzt. Dieser 

würde aber das „System Putin“ nicht 

grundsätzlich ändern oder ablösen. Es be-

steht sogar die Gefahr eines weiter verhär-

teten Kurses. 

• Option 2: Sanktionen treffen die Bevölke-

rung in ihrer Breite sehr hart, damit es zu 

einem Umdenken und in der Folge einem 

„regime change“ kommt. Sanktionen mit 

dieser Zielrichtung widersprächen den Ide-

alen der Bundesregierung. Die humanitä-

ren und sozialen Nebenwirkungen wären 

enorm und zudem ethisch fragwürdig. In 

der Wahrnehmung breiter Teile der 

betroffenen Bevölkerung wäre der Sankti-

onierende ein Aggressor. Die Maßnahmen 

widersprächen somit auch dem Leitbild des 

gerechten Friedens: „Wenn Du den Frieden 

willst, bereite den Frieden vor.“ 

Die Verhängung immer härterer Sanktionen 

findet zudem dort ihre Grenze, wo sie ein des-

integrierendes Russland zur Folge hätten. Die 

Krisenmanagementkapazitäten der westlichen 

Staaten dürften für ein solches Szenario nicht 

hinreichend sein. 

Erschwerend kommt hinzu, dass Sanktionen 

stets beide Seiten treffen. Aufgrund der imma-

nenten Reziprozität im kapitalistischen System 

bewirken sie eine allgemeine Wohlfahrtsmin-

derung. Dabei treffen diese Rückwirkungen 

einzelne EU-Staaten, teils einzelne Regionen in 

den Ländern, sehr unterschiedlich. Dies wiede-

rum macht es politisch riskant, Sanktionen 

nicht nur unter dem Eindruck eines Ereignisses 

rasch zu verhängen, sondern diese auch über 

lange Zeit geschlossen aufrecht zu erhalten. In 

den vergangenen Jahren ist es der EU wieder-

holt nur mühsam gelungen, Einheit zu de-

monstrieren. Doch welches verheerende politi-

sche Signal wird gesendet, wenn diese Einheit 

nicht mehr erzielt wird? Sanktionen können 

folglich ein zweischneidiges Schwert sein. 

Sanktionen als politisches  
Instrument 

Von den USA wird in der politischen Kommuni-

kation vor allem der Aspekt der Abschreckung 

als Ziel von Sanktionen betont. In der Nationa-

len Sicherheitsstrategie heißt es, die USA un-

terstützten diejenigen, die unter repressiven 

Regimen lebten unter anderem durch den Ein-

satz von Sanktionen. Sanktionen könnten Teil 

einer breiteren Strategie sein, um Amerikas Wi-

dersacher abzuschrecken. Auch die Bundesre-

gierung setzt auf Sanktionen. Im Weißbuch zur 

Sicherheitspolitik betont sie allerdings, dass 

Sanktionen wohlüberlegt und dosiert sein soll-

ten. Es gelte, eine regelbasierte Weltordnung 
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unter Nutzung internationaler Gerichtsbarkei-

ten zu leben. 

Dennoch ist Deutschland bereit, Streitkräfte für 

die Durchsetzung von Sanktionen einzusetzen. 

Die Bundesregierung ist sich jedoch der mit 

Sanktionen verbundenen Problematiken be-

wusst, wie in ihrem jüngsten Strategiepapier, 

den Leitlinien der Bundesregierung zum In-

dopazifik, deutlich wird. Dort wird die Verhän-

gung von Sanktionen als letztes Mittel bezeich-

net, das nur angewendet werde, „wenn Dialog 

und Austausch nicht weiterführen“. Mögliche 

Nebenwirkungen auf die humanitäre und sozi-

ale Lage müssten dabei stets mit abgewogen 

werden. Und, so wörtlich: „Mit Argumenten 

und einem Austausch auf Augenhöhe, der 

Kenntnis von Kultur und Perspektive des Ge-

genübers einschließt, können nachhaltige Än-

derungen eher erreicht werden als mit Sankti-

onierungen.“ 

Sanktionen werden folglich diesseits und jen-

seits des Atlantiks unterschiedlich bewertet. 

Deutschland ist in der Regel zurückhaltender 

bei der Wahl der Härte der Sanktionen als die 

USA. Obgleich Dialog und Austausch weit hö-

her bewertet werden schließt dies nicht den 

Einsatz von Sanktionen zur Durchsetzung von 

Werten und Normen aus. Sogar der Einsatz von 

Sanktionen als Bestrafung, um künftige Verhal-

tensänderungen des Sanktionierten zu erzie-

len, ist möglich. Aufgrund der sozialen und hu-

manitären Nebenwirkungen dürfte in der Pra-

xis aber der Einsatz sehr harter Sanktionen na-

hezu ausgeschlossen sein. Eine Sanktionierung 

von Nord Stream 2 fiele allerdings nicht in diese 

Kategorie und wäre entsprechend der Grunds-

ätze deutscher Sanktionspolitik somit vertret-

bar. 

Strategische Kultur Russlands und 
die Wirksamkeit von Sanktionen 

Sind Sanktionen gegen Nord Stream 2 im Fall 

Nawalny ein wirkungsvolles politisches Instru-

ment? Die Aufgabe von Nord Stream 2 als Re-

aktion auf die Vergiftung von Alexej Nawalny 

wäre eine Missbilligung der Tat und eine Be-

strafung der mutmaßlichen Täter. Russland 

künftig vom Einsatz chemischer Kampfstoffe 

abzuhalten, dürfte vor dem Hintergrund der 

russischen strategischen Kultur schwerlich ge-

lingen. Strategische Kultur wird hier verstan-

den als ein sich entwickelndes System gemein-

samer Einschätzungen, das Kommunikation, 

Wahrnehmungen und Handlungen einer 

Gruppe beeinflusst. Diese strategischen Präfe-

renzen kristallisierten sich aus einer Vielzahl 

geografischer und geopolitischer Faktoren so-

wie historischer und religiöser Entwicklungen 

heraus und haben einen prägenden Einfluss 

unter anderem auf Bedrohungswahrnehmung, 

Streben nach Sicherheit, Großmachtstreben, 

Herrschaftsform, das Menschenbild sowie den 

Drang nach Anerkennung. Für Russland stellt 

sich zudem die Frage, über welchen Zeitraum 

es sein Wohlverhalten nachweisen müsste, bis 

aus Sicht des Sanktionierenden die erwünschte 

Verhaltensänderung erreicht wäre. Ferner ist 

zu hinterfragen, warum Sanktionen gegenüber 

Russland bislang das wichtigste Ziel „Verhal-

tensänderung“ nur sehr begrenzt erreicht ha-

ben. Dabei stellt sich die Grundsatzfrage, ob 

der Kern der Sanktionslogik „westliches Kos-

ten-Nutzen-Denken“ vor dem Hintergrund der 

russischen strategischen Kultur überhaupt ziel-

führend ist. 

Russlands strategische Kultur mit ihrer ausge-

prägten Präferenz für einen starken Staat 

macht es der Elite des Landes quasi unmöglich, 

auf Druck nachzugeben. Druck würde eher zu 

einer Verhärtung der Positionen sowie einer 

Wagenburgmentalität der Bevölkerung führen. 

Ein grundlegender Wandel der strategischen 

Kultur ist nur zu erwarten, wenn bisherige 

Problemlösungsansätze keine Antworten auf 

elementare gesellschaftliche Fragen bieten. 

Westliche Beobachter sollten sich nicht von 

den spürbaren pro-westlichen Strömungen in 

Moskau und Sankt Petersburg blenden lassen. 

Sie stehen nicht stellvertretend für das ge-

samte Land, sondern stellen unter 
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kulturalistischen Gesichtspunkten betrachtet 

lediglich eine derzeit nicht die strategische Kul-

tur bestimmende Subkultur dar. Kultur und 

Perspektive Russlands machen es also erfor-

derlich,  

• erstens der russischen Elite eine gesichts-

wahrende Konfliktlösung zu ermöglich und 

• zweitens Sanktionen nicht als gegen die ge-

samte Nation gerichtet erscheinen zu las-

sen. 

Die strategische Kultur des Landes lässt folglich 

wenig Hoffnung, dass Russland auf die Beendi-

gung von Nord Stream 2 in der gewünschten 

Art und Weise reagieren würde. 

Wenn in diesem Kontext Sanktionen überhaupt 

erfolgversprechend sein sollten, dann vor al-

lem, wenn der Sanktionierte mit dem Zeigen 

des gewünschten Verhaltens die Aufhebung 

der Sanktionen erwirken kann. Es muss einen 

Anreiz für seine Verhaltensänderung geben. 

Russland hat in der Vergangenheit aber ge-

lernt, dass einmal verhängte Sanktionen da 

sind, um zu bleiben. 

Im Falle Nord Stream 2 befindet sich die Bun-

desregierung in dieser Hinsicht in einer doppel-

ten Zwickmühle. 

• Erstens müsste sie mit der Aufgabe von 

Nord Stream 2 einen strategischen Rich-

tungswechsel vornehmen. Nord Stream 2 

dürfte von ihr nicht länger als energiepoli-

tisches Projekt behandelt werden. Es 

würde zum außenpolitischen Projekt. Das 

sei es ohnehin schon immer gewesen, wen-

den Kritiker ein. Diese falsche Einordnung 

sei ursächlich für die derzeitige Lage. Impli-

zit wird damit unterstellt, das Vorgehen 

der USA sei deshalb gerechtfertigt.  

• Zweitens ist die Wiederaufnahme der Bau-

arbeiten an Nord Stream 2 zu einem späte-

ren Zeitpunkt aufgrund der angedrohten 

US-Sanktionen sehr unwahrscheinlich. Für 

Russland ergibt sich somit kein Anreiz für 

eine Verhaltensänderung. Und als Neben-

effekt sähe sich die Bundesregierung milli-

ardenschweren Schadenersatzforderun-

gen der westlichen Finanzinvestoren, dem 

französischen Konzern Engie, OMV aus Ös-

terreich, dem britisch-niederländischen 

Konzern Shell sowie den beiden deutschen 

Unternehmen Uniper und Wintershall Dea 

ausgesetzt. 

Nord Stream 2 und die Opposition 
in Belarus 

Eine Sanktionsdrohung mit Nord Stream 2 im 

Falle Belarus fiele dagegen in die Kategorie Ab-

schreckung und könnte ihre intendierte Wir-

kung entfalten. Die belarussische Opposition 

befindet sich seit den letzten Wahlen in einem 

harten und andauernden Machtkampf mit der 

Regierung Lukaschenko. Auch wenn führende 

Köpfe der Opposition darauf hinweisen, nicht 

antirussisch motiviert zu sein, birgt ihr Wider-

stand dennoch die Gefahr einer russischen In-

tervention. Der Kreml hat stets darauf hinge-

wiesen, Farbenrevolutionen in Russlands geo-

grafischem Umfeld nicht zu akzeptieren. In der 

Logik von Sanktionen bedeutet dies, dass mit 

deren Androhung – es muss sich ja nicht nur 

um Nord Stream 2 handeln – ein unerwünsch-

tes Verhalten Russlands eventuell abgewendet 

werden kann. Denn eines wäre Russland klar: 

Wird das Projekt Nord Stream 2 beendet, wird 

es auf sehr lange Sicht keine neuen Großpro-

jekte mit EU-Staaten geben. Ob aufgrund des 

von der Europäischen Kommission verfolgten 

European Green Deal in den folgenden Jahr-

zehnten ein Vorhaben wie Nord Stream 2 über-

haupt nochmals angegangen werden würde, 

ist fraglich. Die bereits in vielen europäischen 

Staaten eingeleitete Dekarbonisierung wird 

Russlands Export auch in den Bereichen Kohle 

und Öl hart treffen. 

Wenn die energiepolitische Zusammenarbeit 

Moskaus mit Westeuropa nachhaltig beschä-

digt wird, muss Russland noch aggressiver al-

ternative Energiemärkte erschließen – und dies 
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wird vorrangig der asiatische Markt sein. Dies 

könnte durch den weiteren Ausbau von Gas-

verflüssigungsanlagen als auch durch neue 

Pipelines erfolgen. Bereits Ende 2019 wurde 

ein erstes Teilstück der Pipeline Sila Sibiri fer-

tiggestellt. Sie dient der künftigen Versorgung 

des Reichs der Mitte. Russlands Verhandlungs-

macht wäre in solch einer Konstellation dauer-

haft geschwächt. Geopolitisch kann dies zu ei-

ner erzwungenen verstärkten Hinwendung 

Russlands zu China führen. 

Energiepolitische Fragen 

Bereits heute zweifeln die Kritiker von Nord 

Stream 2 dessen energiepolitische Notwendig-

keit an. Sie gehen davon aus, dass aufgrund der 

von Deutschland angestrebten Energiewende 

kein Bedarf an zusätzlichen Leitungskapazitä-

ten bestehe. Bei den Wirtschaftlichkeitsbe-

rechnungen sei man von überholten Annah-

men zur Entwicklung der Gasnachfrage ausge-

gangen. Wenn dieses Argument aber stimmt, 

dann wäre die Aufgabe von Nord Stream 2 in 

ihrer Wirkung nur marginal. Russland müsste 

seinen Gasexport nicht reduzieren. Der euro-

päische Bedarf könnte über die bestehenden 

Leitungen durch Polen und die Ukraine gedeckt 

werden. Verlierer wäre der europäische Konsu-

ment, der weiterhin die hohen Durchleitungs-

gebühren (geschätzt alleine zwei bis drei Milli-

arden Euro pro Jahr an die Ukraine) bezahlen 

müsste. Aus ukrainischer Sicht hätte die Ver-

hinderung eines weiteren Pipelinestranges 

durch die Ostsee hingegen Vorteile. Erstens 

wäre die Gefahr gebannt, von Russland aus po-

litischen Erwägungen von der Gasversorgung 

und -durchleitung abgeklemmt werden zu kön-

nen und zweitens wären die Durchleitungsge-

bühren dauerhaft gesichert. Diese Problematik 

erkennend, setzte sich die Bundesregierung für 

eine Fortsetzung des Gas-Transits durch die Uk-

raine ein. Im Dezember 2019 schließlich einig-

ten sich die Ukraine und Russland auf einen 

Vertrag, der für mindestens weitere fünf Jahre 

den Gas-Transit durch die Ukraine – wenn auch 

mit geringeren Mengen – garantiert. Hinzu 

kommt, dass die Gasversorgung der Ukraine 

bereits seit 2016 durch eine massive Erhöhung 

der Reverse-flow-Kapazitäten, also der Mög-

lichkeit, die Fließrichtung des Erdgases in den 

Pipelines umzukehren, gesichert ist. Die deut-

sche Solidarität mit den Interessen Mittel- und 

Osteuropas und die praktisch gelebte Rückver-

sicherung durch den Ausbau der Reverse-flow-

Kapazitäten wurde eindrücklich demonstriert, 

von den Staaten der Region aber kaum hono-

riert. 

Sanktionen gegen Nord Stream 2 
seitens der USA 

Der seit Jahren mit den USA schwelende Streit 

um den Bau der Nord Stream 2 Pipeline ist im 

Juli 2020 eskaliert. Der amerikanische Außen-

minister Mike Pompeo drohte den europäi-

schen Partnern: „Steigen Sie jetzt aus oder tra-

gen Sie die Konsequenzen.“ Wenige Tage spä-

ter, am 21. Juli 2020, verabschiedete das US-

Repräsentantenhaus als Anhang zum National 

Defence Authorization Act einstimmig einen 

von Demokraten und Republikanern gemein-

sam eingebrachten Antrag zur „Präzisierung 

der Verordnung zum Schutz der europäischen 

Energiesicherheit“. Bislang sah das im Dezem-

ber 2019 von US-Präsident Donald Trump un-

terzeichnete „Gesetz zum Schutz von Europas 

Energiesicherheit“ Sanktionsdrohungen vor al-

lem gegen Unternehmen vor, die Schiffe zur 

Verlegung von Pipelines bereitstellen. Alleine 

auf die Androhung von Sanktionen hin zog die 

Schweizer Allseas Group die mit dem Bau be-

trauten Verlegeschiffe ab. Gerade einmal 120 

Kilometer Pipeline fehlten zur Fertigstellung 

des rund zehn Milliarden teuren Bauvorha-

bens. Mit dem jüngst verabschiedeten Geset-

zesantrag sollen nun alle Unternehmen und 

Personen mit Sanktionen belegt werden, die im 

weitesten Sinne an der Verlegung der Nord 

Stream 2 Pipeline beteiligt sind. Schätzungen 

gehen davon aus, dass insgesamt bis zu 120 eu-

ropäische Unternehmen betroffen sein wer-

den. 
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Oftmals wird diese Art von Sanktionen als „ext-

raterritoriale Sanktionen“ bezeichnet. Genau-

genommen greifen aber die USA nicht unmit-

telbar in die Souveränität anderer Staaten ein, 

sondern legen fest, dass ihre eigenen Unter-

nehmen nicht mit bestimmten Drittunterneh-

men Geschäfte machen dürfen. Diese Art der 

Regulierung ist eine mittelbare Begrenzung der 

Selbstbestimmtheit europäischer Unterneh-

men. Damit stellt sie einen Angriff auf die Be-

strebungen der Europäischen Union dar, ein ei-

genständiger globaler Akteur zu werden. Des-

halb unterstützt die EU-Kommission auch die 

deutsche EU-Ratspräsidentschaft dabei, Maß-

nahmen gegen die US-Sanktionen weiterzuent-

wickeln. Eine Sprecherin ordnete die amerika-

nischen Sanktionsdrohungen in einen größeren 

Zusammenhang ein: „Dies ist Teil eines breite-

ren, besorgniserregenden Trends – auch in den 

Fällen Iran, Kuba, Internationaler Strafgerichts-

hof und Turkstream-Projekt, in denen die USA 

Sanktionen gegen europäische Unternehmen 

anwenden oder drohen.“ Einen Tag nach die-

sen Äußerungen kam es zu einer Demarche von 

24 EU-Mitgliedstaaten beim amerikanischen 

Außenministerium. Bereits zuvor wertete Au-

ßenminister Heiko Maas ein derartiges Vorge-

hen der amerikanischen Regierung als Missach-

tung der energiepolitischen Souveränität Euro-

pas. Doch das Problem geht weit über die Si-

cherung der Souveränität deutscher und euro-

päischer energiepolitischer Entscheidungen 

hinaus. Es offenbart sich ein grundsätzlich an-

deres Verständnis von Außenpolitik dies- und 

jenseits des Atlantiks. Mittelfristig stellt sich die 

Frage, welche Freiheit zur Entscheidung der Eu-

ropäischen Union in dem aufziehenden Sys-

temgegensatz USA-China noch eingeräumt 

werden wird. Wird auch die Entscheidung, 5G-

Technologie aus China zu nutzen, mit weiteren 

Sanktionsdrohungen verbunden werden? Müs-

sen sich gar europäische Firmen auf amerikani-

schen Druck hin aus ihrem China-Geschäft zu-

rückziehen? 

Es spielt keine Rolle, wie einzelne europäische 

Mitgliedstaaten oder einzelne Politiker zu der 

Realisierung von Nord Stream 2 stehen. Aber 

selbst diejenigen, die heute den Abbruch des 

Vorhabens bejubeln mögen, können sich mor-

gen bereits bei einem anderen Projekt, bei ei-

ner anderen außenpolitischen Entscheidung 

selbst Sanktionen ausgesetzt sehen. Dies be-

deutet, dass eine einheitliche europäische Re-

aktion im Interesse aller Beteiligten notwendig 

ist. Darauf zu hoffen, dass sich die Welt schon 

wieder einrenken werde, wenn eine neue US-

Administration im Amt ist, mag trügerisch sein. 

Das bisherige Vorgehen im Falle Nord Stream 2 

fand stets die Zustimmung beider großen Par-

teien in den USA. 

Positionierung der EU und  
Deutschlands  

Für andere regionale und globale Akteure stellt 

sich in letzter Konsequenz die Frage, inwieweit 

die EU überhaupt in der Lage ist, Politik unab-

hängig von Washington zu gestalten. Werden 

sich die schwachen Akteure künftig entschei-

den müssen, ob sie sich an den USA oder an 

China anlehnen? Wird dies zu einer bipolaren 

Welt führen, in der wir Europäer im Macht-

kampf der Großmächte zerrieben werden? 

Bildlich gesprochen: Wünschenswert wäre ein 

runder Verhandlungstisch, an dem die EU mal 

mehr, mal weniger nahe auf Seiten der USA sit-

zen. Nur so lassen sich souverän die Interessen 

der EU in Abwägung mit den amerikanischen 

Interessen vertreten. Ein rechteckiger Ver-

handlungstisch zwänge die EU auf Seiten der 

USA – ohne großen eigenen Gestaltungsspiel-

raum – in eine Blockkonfrontation. 

Wie aber soll Deutschland gemeinsam mit sei-

nen Partnern auf die „extraterritorialen Sankti-

onen“ der USA reagieren? Zu dieser Frage er-

folgte am 1. Juli 2020 eine öffentliche Sitzung 

des Wirtschaftsausschusses. Während die Kri-

tik an den US-Sanktionen einhellig war, wurde 

deutlich, wie schwer es sein wird, einen allge-

mein akzeptierten Lösungsansatz zu finden. 
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Gegensanktionen, so man sich einigen kann, 

welche dies überhaupt sein sollen, bergen die 

Gefahr einer Eskalation. Sie könnten der Be-

ginn eines längeren wirtschaftlichen Schlagab-

tausches über den Atlantik hinweg sein. Bei der 

deutschen Wirtschaft stoßen solche Überle-

gungen nicht auf Gegenliebe. 

Doch welchen sicherheitspolitischen Risiken 

setzen sich die Staaten der EU aus, wenn sie 

sich dem amerikanischen Druck nicht beugen? 

Werden die USA ihre Truppen substantiell re-

duzieren? Würden sie den Europäern den nuk-

learen Schutzschirm entziehen? Nichts davon 

ist wahrscheinlich, begründen die USA die Ver-

hinderung von Nord Stream 2 doch gerade da-

mit, die Sicherheit Europas vor Russland schüt-

zen zu wollen. Selbst wenn die USA einige Trup-

pen symbolisch abziehen würden, wären diese 

im Falle einer echten Bedrohung Europas aus 

amerikanischem Eigeninteresse rasch wieder 

zurückverlegt. 

Ein Europa unter russischem Einfluss ist geopo-

litisch für Washington nicht hinnehmbar. Ein 

Indiz für diese Annahme liefert auch der ge-

plante US-Truppenabzug aus Deutschland. 

Weil Deutschland aus amerikanischer Sicht sei-

nen Bündnisverpflichtungen nicht ausreichend 

nachkommt, werden 12.000 Mann abgezogen 

– aber nur rund die Hälfte der Soldaten wird in 

die USA zurückgeholt. Die andere Hälfte soll in 

verschiedenen europäischen Staaten statio-

niert werden. Warum allerdings wesentliche 

Truppenteile nach Belgien und Italien verlegt 

werden, beides Länder, die ihre NATO-Zusagen 

noch weniger erfüllen als Deutschland und 

nicht in sogenannte Musterländer – kann nur 

damit erklärt werden, dass die militärische und 

nicht die politische Logik deren dortige Statio-

nierung zwingend empfiehlt. 

 

Sanktionen und Nord Stream 2 – 
Wie weiter? 

Der Zangengriff, in dem sich Nord Stream 2 be-

findet, lässt kaum mehr eine politische Lösung 

zu, bei der nicht wertvolles Porzellan zerschla-

gen wird. Als Sanktionsinstrument im Fall Ale-

xej Nawalny ist Nord Stream 2 wirkungslos. Der 

einzige erreichbare politische Zweck wäre die 

Bestrafung Russlands. Eine künftige Verhal-

tensänderung Russlands wird so nicht erreicht 

werden. Künftige Großprojekte zwischen Russ-

land und Staaten der EU wären für lange Zeit 

unwahrscheinlich. Russland wäre gezwungen, 

sich näher an China zu lehnen. Es ist aber nicht 

im europäischen Interesse, wenn Russland nä-

her an den systemischen Wettbewerber der EU 

rückt. Befriedet wären einzig diejenigen, die 

sich aus den unterschiedlichsten Gründen seit 

langem gegen Nord Stream 2 gewandt haben. 

Wenn Nord Stream 2 überhaupt eine positive 

Rolle im Zusammenhang mit Sanktionen spie-

len kann, dann als ein Instrument der Abschre-

ckung einer möglichen Intervention Russlands 

in den innerbelarusischen Machtkampf. 

Politisch schädlich ist die Wirkung der seitens 

der USA angedrohten „extraterritorialen Sank-

tionen“ gegenüber Nord Stream 2. Die EU-Mit-

gliedstaaten sollten sich weiterhin jede Einmi-

schung in ihre inneren Angelegenheiten verbit-

ten und Firmen, die sich unter Druck der USA 

sehen, vollumfänglich unterstützen. Sie sollten 

darauf hinwirken, dass liberale Demokratien 

untereinander einen an Normen und Regeln 

orientierten Umgang pflegen. Sanktionsdro-

hungen des Starken gegen seine engsten Part-

ner werden global wahrgenommen und diskre-

ditieren letztlich die Position aller liberalen De-

mokratien. Liberalismus lebt vom guten Exem-

pel. 
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